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Gebäudeenergiegesetz: Bundesverband Wärmepumpe fordert klares 
Bekenntnis zu bereits vereinbarten Wärmepumpen-Ausbauzielen 

Berlin, 03.04.2023. Nach Wochen hitziger öffentlicher Debatten hat die Ampelkoalition endlich einen 
offiziellen Gesetzesentwurf für das Gebäudeenergiegesetz und die Vorgabe von 65 Prozent 
erneuerbaren Energien bei der Installation einer neuen Heizung vorgelegt. Das Hin-und-Her der 
letzten Wochen hat derweil bei den Verbrauchern für eine starke Verunsicherung über die ab dem 
kommenden Jahr geltenden Regeln gesorgt. Der Bundesverband Wärmepumpe (BWP) e.V. ruft die 
Ampelkoalition dazu auf, diese Verunsicherungspolitik jetzt zu beenden. Das betrifft auch die in den 
vergangenen Tagen geführte Debatte über die bedingte Zulassung von rein fossil befeuerten 
Heizungsanlagen („H2-ready“). Stattdessen bedürfe es jetzt dringend eines Bekenntnisses der 
Bundesregierung zur Wärmepumpe und einer entsprechenden Flankierung des GEG. 

Seit eineinhalb Jahren bereitet sich die Wärmepumpenbranche auf die 65-Prozent-Vorgabe vor. Sie 
hat sich längst darauf ausgerichtet, dass die Wärmepumpe bereits ab dem kommenden Jahr die neue 
Standardheizung wird: „Die Absatzzahlen der Branche brechen immer wieder neue Rekorde und 
befinden sich voll auf Zielkurs. Hersteller, Fachhandwerk und viele andere machen ihre 
Hausaufgaben – jetzt ist die Bundesregierung an der Reihe, klare Regeln zu schaffen“, so Dr. Martin 
Sabel, BWP-Geschäftsführer.  

Strompreis muss endlich runter 

 So sei es nicht verwunderlich, dass sich viele Menschen über das Inkrafttreten der GEG-Novelle zum 
kommenden Jahr Sorgen machen. Dem herunter subventionierten und auf zwölf Cent gedeckelten 
Gaspreis steht eine unzureichende Preispolitik auf der Stromseite gegenüber.  

„Der vermeintliche Kompromiss beim Gebäudeenergiegesetz darf nicht über die grundsätzlichen 
Missverhältnisse im Energiesystem hinwegtäuschen. Während auf der einen Seite fossile 
Energieträger weiter subventioniert werden, zuletzt durch die Absenkung der Mehrwertsteuer für 
Erdgas, sorgt das Erdgas andererseits im Rahmen der Merit Order für Preisspitzen beim Strompreis – 
und dies, obwohl der Anteil erneuerbarer Energien beim Strom stetig wächst. Darüber hinaus 
machen staatliche Preisbestandteile fast die Hälfte des Strompreises aus: Dieser Spielraum sollte für 
politische Entlastungen genutzt werden.“ 

Der Bundesverband Wärmepumpe fordert von der Bundesregierung jetzt klare Rahmenbedingungen 
für den bereits vereinbarten Wärmepumpen-Hochlauf. Neben der zügigen Umsetzung der GEG-
Novelle und einer gezielten Aufstockung der BEG-Förderung, sollte eine deutliche Entlastung des 
Strompreises in den Fokus genommen werden. Über die Absenkung der Stromsteuer auf das 
zulässige Minimum von 0,1 Cent pro Kilowattstunde und die Absenkung der Mehrwertsteuer für 
Wärmepumpenstrom auf 7 Prozent steigen Anreize für den Wärmepumpeneinsatz. Maßnahmen 
beim Strompreis setzen nicht nur direkt bei den Verbrauchskosten an und entlasten auch die Mieter 
unmittelbar. Diese Form der Entlastung lässt sich zudem zeitlich gut steuern und im Zuge der zu 
erwartenden Marktpreisentwicklung wieder anpassen. 
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Wasserstoff in der Heizung kann allenfalls Nischenlösung sein 

Die Politik der falschen Zeichen könnte sich im GEG noch verstärken. Je nachdem wie der 
Gesetzgeber mit dem Vorschlag weiterverfährt, dass auch Erdgasheizungen als Erfüllungsoption 
anerkannt werden, wenn sie „H2-ready“ sind und der Gasnetzbetreiber einen Transformationsplan 
vorlegt. Laut Gesetzentwurf wäre das mit harten Anforderungen verbunden, Gasnetzbetreiber 
müssten für entsprechende Versorgungsgebiete verbindliche Zusagen machen und massive 
Investitionen leisten, was angesichts der großen Effizienzvorteile von Wärmepumpen nur in 
vereinzelten Insellösungen eine Rolle spielen dürfte.  

Im Zusammenwirken mit den falsch gestellten Energiepreisen könnte bei Verbrauchern aber die 
Erwartung entstehen, dass diese Option auch in der Breite des Gebäudebestands eingesetzt werden 
könnte. Es ist Aufgabe der Politik, falschen Erwartungen entgegenzutreten. Denn überall dort, wo die 
Umstellung zu Wasserstoff dann nicht gelingt, drohen fehlgeschlagene Investitionen und enorme 
Kostenbelastungen für die Steuerzahler und all diejenigen, die im falschen Glauben in eine H2-ready-
Heizung investiert haben. 

 
Bei Rückfragen oder um weiteres Material anzufordern, melden Sie sich bitte gern in Pressebüro. 
Weitere Infos unter https://www.waermepumpe.de/presse/pressemitteilungen/. 

 

Über den Bundesverband Wärmepumpe (BWP) e. V.           

Der Bundesverband Wärmepumpe (BWP) e. V. ist ein Branchenverband mit Sitz in Berlin, der die gesamte 
Wertschöpfungskette rund um Wärmepumpen umfasst. Im BWP sind rund 700 Handwerker, Planer, Architekten, 
Bohrfirmen sowie Heizungsindustrie und Energieversorger organisiert, die sich für den verstärkten Einsatz 
effizienter Wärmepumpen engagieren. 

Die deutsche Wärmepumpen-Branche beschäftigt rund 26.000 Personen und erwirtschaftet einen Jahres-umsatz 
von rund 2,8 Milliarden Euro. Derzeit nutzen ca. über 1,5 Million Kunden in Deutschland Wärmepumpen. Pro 
Jahr werden ca. 230.000 neue Anlagen installiert, die zu rund 95 Prozent von BWP-Mitgliedsunternehmen 
hergestellt werden. 
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Aus Gründen der besseren Lesbarkeit verwenden wir das generische Maskulinum. Weibliche und anderweitige 
Geschlechteridentitäten werden dabei ausdrücklich mitgemeint, soweit es für die Aussage erforderlich ist.  
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